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Land- und Forstwirtschaft stehen in Deutschland für Innovation und Unternehmergeist.
Unsere Betriebe sichern nicht nur die Versorgung mit Lebensmitteln, Rohstoffen und
Energie, sondern leisten einen wesentlichen Beitrag zum Klima- und Artenschutz. Sie
verbinden Tradition mit Innovation, bewahren regionale Vielfalt und schaffen Werte, die
für die Gesellschaft greifbar und erlebbar sind. Statt staatlicher Überregulierung braucht
es Rahmenbedingungen, die Freiräume schaffen und unternehmerische Kreativität
fördern, ohne durch übermäßige Vorgaben einzuengen. „Freiheit und Verantwortung“ ist
das Motto, nach dem wir seit Generationen wirtschaften und leben. Aus dieser Freiheit
schöpfen unsere Betriebe die Leidenschaft, die sie für ihre Arbeit haben.

Unsere Forderungen

in Kurzform ........................................................ 

im Detail ............................................................. 
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Eigentum – der Motor nachhaltigen Handels 
Privates Eigentum an land- und forstwirtschaftlichen Flächen sichert unterneh-
merische Freiheit und nachhaltiges Wirtschaften. Wir fordern: weniger Eingriffe
in Boden- und Anteilshandel sowie generationengerechte Entschädigungen in
Form wiederkehrender Zahlungen für dauerhafte Nutzungseinschränkungen.

Steuerlast senken – Risikovorsorge stärken 
Familienbetriebe in der Land- und Forstwirtschaft haben hohe Vermögenswerte,
aber vergleichsweise geringe Erträge. Substanzsteuern, wie die
Vermögenssteuer, gefährden ihre Existenz. Die erb- und schenkungssteuerliche
Verschonung muss erhalten bleiben. Rechtsformneutrale Besteuerung und
steuerfreie Risikoausgleichsrücklagen sichern Betriebe in Krisen und fördern
Investitionen.

Bürokratie abbauen – Betriebe entlasten
Der steigende Bürokratieaufwand bindet wertvolle Ressourcen in land- und
forstwirtschaftlichen Betrieben. Wir fordern eine Digitalisierung der Verwaltung,
die Vereinfachung von Berichtspflichten und flexible Rahmenbedingungen, um
Innovation und Unternehmergeist entfalten zu können.

Wettbewerbsfähigkeit sichern – 
EU-Recht praxisnah umsetzen
Die nationale Umsetzung von EU-Recht muss wettbewerbsgerecht und flexibel
erfolgen. Regulierungen, die über die europäischen Vorgaben hinausgehen,
schaden einem fairen Wettbewerb auf dem europäischen Markt.
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Autonomie fördern – 
innovative Technologien voranbringen
Moderne Land- und Forstwirtschaft braucht den Einsatz moderner Technologien.
Wir fordern einen wissenschaftsbasierten Rechtsrahmen für Pflanzenschutz,
neue Züchtungsmethoden und Präzisionslandwirtschaft. Ebenso wichtig ist eine
Technologieoffenheit bei erneuerbaren Energien wie Photovoltaik, Windkraft,
Biomasse und Holzenergie. 

Leistungen anerkennen – 
Klimaschutz belohnen 
Die Land- und Forstwirtschaft trägt durch nachhaltige Bewirtschaftung
maßgeblich zum Klimaschutz bei. Wir fordern eine finanzielle Honorierung der
CO₂-Bindung durch Wälder. Die Verwendung von Holzprodukten, die langfristig
CO₂ speichern und energieintensive Materialien, wie Stahl oder Beton, ersetzen,
muss stärker gefördert werden.

Ländliche Räume stärken – 
Infrastruktur ausbauen
Attraktive ländliche Regionen brauchen eine leistungsfähige Infrastruktur. Wir
fordern den Ausbau von digitalen Netzen, ÖPNV und Verkehrsanbindungen
sowie gezielte Investitionen in regionale Bildungs- und Betreuungsangebote und
die wirtschaftliche Entwicklung.

Privates Denkmaleigentum stärken –
Kulturerbe sichern
Historische Gebäude prägen unsere Kulturlandschaften und schaffen Identität.
Wir fordern einen vereinfachten Zugang zu Förderprogrammen und steuerliche
Anreize, um privates Denkmaleigentum zu erhalten. Bei Klimaschutzvorgaben
müssen die Besonderheiten von Denkmälern durch Ausnahmevorschriften
berücksichtigt werden.

3



4

Eigentum –Eigentum –

der Motor nachhaltigen Handelsder Motor nachhaltigen Handels

Der Schutz des privaten Eigentums ist
das Fundament einer freien und
nachhaltig handelnden Land- und
Forstwirtschaft. Eigentum an land- und
forstwirtschaftlichen Flächen bildet die
Grundlage für unternehmerische
Freiheit und Verantwortung. Das
Eigentum genießt den besonderen
Schutz des Grundgesetzes und bildet
eine unverzichtbare Grundlage unserer
Marktwirtschaftsordnung. Nur mit
verlässlichen Eigentumsrechten können
Betriebe nachhaltig wirtschaften,
Innovationen vorantreiben und aktiv
zum Klimaschutz beitragen. Eingriffe in
diese Rechte müssen die Ausnahme
bleiben.

Der Erwerb, Erhalt und die Weitergabe
von Eigentum, insbesondere in land- und
forstwirtschaftlichen Unternehmen,
dürfen nicht durch staatliche
Regulierungen erschwert werden. Eine
stärkere Regulierung des Boden- und
Anteilshandels lehnen wir ebenso ab wie
Verschärfungen im Schenkungs- und
Erbschaftssteuerrecht. Es gehört zu den
verfassungsgemäßen Rechten der
Eigentümer, frei über die Nutzung und
Verfügung des Eigentums zu entscheiden.

Der Ausbau von Hoch- und Höchst-
spannungsnetzen greift zunehmend in die
Agrar- und Forststrukturen ein und
verursacht langfristige wirtschaftliche
Schäden sowie Nutzungseinschrän-
kungen für betroffene Betriebe. 

Die derzeitige Entschädigungspraxis mit
Einmalzahlungen wird diesen Be-
lastungen nicht gerecht. Wir fordern
wiederkehrende Zahlungen, die eine
generationengerechte Verteilung der
Entschädigung über die Lebensdauer der
Netze gewährleisten und sowohl die
dauerhafte Flächenbeanspruchung als
auch die Planungsbedarfe der Betriebe
berücksichtigen.

Darüber hinaus ist die Eigentumsnutzung
Gegenstand vielfältiger gemeinwohl-
orientierter Auflagen, darunter sozial- und
umweltrechtliche Beschränkungen sowie
steuerliche Belastungen. Wir fordern
daher die Ergänzung der Gesetz-
gebungspraxis um eine Prüfung der
Kumulationswirkungen dieser Vorgaben.
Zusätzlich sollte ein öffentlich-rechtliches
Kataster nach Schweizer Vorbild
eingeführt werden, um die kumulierten
Belastungen von Grundstücken und
baulichen Anlagen transparent zu erfassen
und zu dokumentieren.
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Familienbetriebe in der Land- und
Forstwirtschaft stehen vor besonderen
Herausforderungen: Ihre Vermögens-
werte sind auf dem Papier oft hoch,
während die daraus zu generierenden
Erträge im Verhältnis gering sind. Eine
generationengerechte Steuerpolitik
muss diese Strukturen erhalten, anstatt
sie zusätzlich zu belasten. Substanz-
steuern, wie die Vermögenssteuer,
gefährden die wirtschaftliche Grundlage
vieler Betriebe und dürfen nicht
eingeführt werden. Ebenso muss die
erb- und schenkungssteuerliche Ver-
schonung land- und forstwirtschaftlicher
Flächen sowie dazugehöriger Anlagen
erhalten bleiben. Flächen, die für
erneuerbare Energien genutzt werden,
sollten weiterhin dem land- und
forstwirtschaftlichen Vermögen zuge-
ordnet bleiben.

Eine rechtsformneutrale Besteuerung ist
dringend erforderlich, um Personen-
gesellschaften und Einzelunternehmen
nicht länger zu benachteiligen. Während
deren Gewinne sofort und vollständig
besteuert werden, erfolgt die Be-
steuerung bei Kapitalgesellschaften erst
bei Ausschüttung. Diese Ungleich-
behandlung belastet kleinere Betriebe 

besonders in wirtschaftlich schweren
Zeiten. Zusätzlich führt die zwangsweise
Nachversteuerung bei Verlustjahren
gemäß §34a EStG zu einer individuellen
Gesamtsteuerbelastung von bis zu 48
Prozent, während Kapitalgesellschaften
von dieser Problematik verschont
bleiben. Wettbewerbsverzerrungen im
Körperschaftssteuerrecht, wie sie bei-
spielsweise zwischen privaten und
öffentlichen Betrieben bestehen,
müssen ebenfalls beseitigt werden, um
gleiche Bedingungen für alle Markt-
teilnehmer zu schaffen.

Darüber hinaus ist eine steuerfreie
Risikoausgleichsrücklage notwendig, um
Betriebe gegen unvorhersehbare
klimabedingte Schäden und globale
Marktschwankungen abzusichern. Diese
Rücklage würde es ermöglichen,
Ertragsverluste eigenständig auszu-
gleichen, ohne auf staatliche Hilfen
angewiesen zu sein. Alternativ sollte
geprüft werden, inwieweit private
Ernteausfallversicherungen staatlich un-
terstützt werden können, wie das in
anderen EU-Staaten bereits erfolgreich
geschieht. 

Insgesamt muss die Steuerpolitik so
gestaltet werden, dass sie Investitionen
in Innovation und Nachhaltigkeit fördert
und nicht zu Substanzverlusten führt.
Nur so können Familienbetriebe lang-
fristig bestehen und ihre positive
Wirkung auf das Land und die Ge-
sellschaft entfalten.

Steuerlast senken –Steuerlast senken –  

Risikovorsorge stärkenRisikovorsorge stärken



Bürokratie abbauen –Bürokratie abbauen –  

Betriebe entlastenBetriebe entlasten

Wettbewerbsfähigkeit sichern –Wettbewerbsfähigkeit sichern –  

EU-Recht praxisnah umsetzenEU-Recht praxisnah umsetzen
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Der stetig wachsende Bürokratie-
aufwand stellt eine erhebliche Belastung
für land- und forstwirtschaftliche
Familienbetriebe dar. Diese Hürden
binden wertvolle Ressourcen, die für
Innovation und nachhaltige Entwicklung
benötigt werden. 

Um Prozesse effizienter und praxis-
tauglicher zu gestalten, sollte die
Digitalisierung der Verwaltung voran-
getrieben werden. 

Berichtspflichten müssen vereinfacht,
doppelte Berichterstattung vermieden
werden. Familienbetriebe brauchen
weniger kleinteilige Vorgaben und mehr
Vertrauen auf ihr verantwortungsvolles
Handeln, um auf Veränderungen zu
reagieren und unternehmerische
Kreativität zu entfalten.

Die nationale Umsetzung von EU-Recht
muss praxisnah, wettbewerbsfreundlich
und flexibel gestaltet werden.
Regulierungen, die über die europä-
ischen Vorgaben hinausgehen, schaden
den Betrieben und verschaffen anderen
EU-Ländern einen Wettbewerbsvorteil.
Stattdessen sollten die Spielräume, die
das EU-Recht bietet, genutzt werden.

Wir fordern faire und verlässliche
Rahmenbedingungen,  die die unter-

nehmerische Entscheidungsfreiheit er-
halten und es unseren Betrieben er-
lauben, auf dem Weltmarkt zu bestehen.

Bestehende Verordnungen und Richt-
linien müssen regelmäßig überprüft und
an aktuelle Anforderungen angepasst
werden. Neue Verordnungen sollten mit
einer Auslaufklausel („Sunsetklausel“)
versehen werden, um deren
Wirksamkeit und Notwendigkeit nach
einem festgelegten Zeitraum zu
evaluieren. Zudem müssen Ausnahme-
regelungen aus dem EU-Recht, etwa für
denkmalgeschützte Gebäude, stärker ins
Bundesrecht integriert werden, um den
besonderen Anforderungen solcher
Objekte gerecht zu werden.
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Autonomie fördern – 

innovative Technologien voranbringen

Betriebe brauchen die Freiheit,
innovative Technologien und Methoden
einzusetzen, um die Ernährung,
Energieversorgung und Rohstoffpro-
duktion der Zukunft sicherzustellen und
dabei den Umwelt- und Biodiversitäts-
schutz weiter voranzutreiben. Dazu
gehören moderner Pflanzenschutz, der
gezielt und verantwortungsvoll an-
gewendet wird, sowie neue Züchtungs-
methoden, die Pflanzen widerstands-
fähiger gegen Klimaveränderungen und
Schädlinge machen.

Wir fordern einen klaren, wissenschafts-
basierten Rahmen, der die Entwicklung
und Nutzung moderner Technologien
regelt. Auch die Förderung von KI-
gestützter Präzisionslandwirtschaft und
moderner Sensorik ist essenziell, um
Ressourcen effizienter zu nutzen und
den Verbrauch zu senken. Solche
Technologien können die Effizienz und
Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft
maßgeblich steigern.

Ebenso wichtig ist eine Technologie-
offenheit bei erneuerbaren Energien wie
Photovoltaik, Windkraft, Biomasse und
Holzenergie. Die genannten Energie-
formen sind nicht nur unverzichtbar für
eine klimafreundlichere Zukunft,
sondern auch essenziell, um flexibel auf 

wechselnde Energiebedarfe zu reagieren
und die strategische Energieunabhängig-
keit zu sichern.

Besonders die Holzenergie muss stärker
in den Fokus genommen werden, da sie
einen wesentlichen Beitrag zur
Energiewende und zum Klimaschutz
leistet. Holz ist ein klimaneutraler
Energieträger, der bei seiner Nutzung
nur das CO₂ freisetzt, das zuvor im
Wachstumsprozess des Baumes
gebunden wurde. Es wäre daher nicht
nachvollziehbar, dass Holzenergie durch
die CO₂-Bepreisung zusätzlich belastet
wird. Vielmehr ist eine gezielte
Förderung dringend notwendig, um die
Nutzung nachhaltiger, heimischer
Energieträger ohne lange Lieferketten zu
stärken und die Abhängigkeit von
fossilen Energiequellen zu reduzieren.

Betriebe benötigen ausreichende
Entscheidungsspielräume, um innovative
und standortangepasste Lösungen zu
entwickeln. Nur mit einem breiten
Spektrum an Technologien und
Methoden können deutsche Betriebe
international wettbewerbsfähig bleiben
und gleichzeitig Umwelt- und Klimaziele
erreichen.



Leistungen anerkennen – 

Klimaschutz belohnen
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Die Land- und Forstwirtschaft leistet
weit mehr als die Versorgung mit
Lebensmitteln und Rohstoffen. Durch
nachhaltige Bewirtschaftung tragen
unsere Betriebe zur CO₂-Bindung bei,
schützen Lebensräume für Flora und
Fauna und schaffen Erholungsräume für
Menschen. Diese Ökosystemleistungen
sind unverzichtbar, um den
Herausforderungen des Klimawandels zu
begegnen, und verdienen stärkere
Anerkennung und Förderung.

Analog zur CO₂-Bepreisung setzen wir
uns für die Einführung einer
Honorierung der Klimaschutzleistung
des Waldes ein. Wälder binden jährlich
erhebliche Mengen CO₂ und leisten
damit einen unverzichtbaren Beitrag zur
Erreichung der nationalen und
internationalen Klimaziele. Eine
entsprechende finanzielle Honorierung
sollte Waldeigentümer für diese
generationenübergreifende Leistung
angemessen vergüten und ihre
wirtschaftliche Grundlage langfristig
sichern.

Auch der Absatz und die Verwendung
des nachhaltig erzeugten, klima-
freundlichen Rohstoffs Holz müssen
stärker gefördert werden. Holzprodukte
speichern langfristig CO₂ und ersetzen
energieintensive Materialien wie Stahl
oder Beton. Dies leistet nicht nur einen
wichtigen Beitrag zur Reduktion von
Treibhausgasemissionen, sondern för-
dert zugleich den Einsatz erneuerbarer
Rohstoffe in der Bau- und Ver-
packungsindustrie. Wir fordern gezielte
Programme und Anreize, um die
Nachfrage nach Holzprodukten zu
stärken und damit die nachhaltige
Waldbewirtschaftung zu unterstützen.



Ländliche Räume stärken – 

Infrastruktur ausbauen
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Leistungsfähige Infrastruktur ist der
Schlüssel zu lebendigen, attraktiven
ländlichen Regionen. Schnelle digitale
Netze, effiziente Verkehrsanbindungen
und die gezielte Förderung von
Unternehmertum sind essenziell, um
Fachkräfte zu gewinnen, Arbeitsplätze zu
sichern und Nachfolgen in Familien-
betrieben zu ermöglichen. Ebenso
wichtig sind Bildungs- und Betreuungs-
einrichtungen vor Ort sowie die
Förderung regionaler Identität und
Gemeinschaft.

Wir fordern ein umfassendes Infra-
strukturausbauprogramm, das den
Ausbau von Telekommunikation, ÖPNV
und Schienenverkehr vorantreibt und
ländliche mit urbanen Wirtschafts-
zentren verbindet. Ergänzend müssen
Bildungs- und Weiterbildungsangebote 

in strukturschwachen Regionen gezielt
ausgebaut werden, beispielsweise in
Zusammenarbeit mit lokalen Betrieben.
Staatlich unterstützte Investitionen in
Betriebe sowie alternative Nutzungs-
konzepte wie Tourismus und Gas-
tronomie stärken nachhaltige, regionale
und innovative Wertschöpfungsketten.

Auch das Ehrenamt spielt eine
entscheidende Rolle, insbesondere für
den Zusammenhalt in den Gemeinden.
Ehrenämter, die eine lokale Versorgung
sicherstellen – etwa Freiwillige Feuer-
wehren – verdienen besondere För-
derung. Steuerliche Anreize und
Investitionsförderungen für die An-
siedlung neuer Unternehmen und Start-
ups in ländlichen Regionen müssen
ebenfalls gezielt verstärkt werden.
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Rund zwei Drittel aller Baudenkmäler
stehen in privatem Eigentum und
werden von privaten Eigentümern
gepflegt und erhalten. Diese
historischen Gebäude prägen unsere
Kulturlandschaften, schaffen Identität
und tragen maßgeblich zum kulturellen
Erbe bei. Vom kleinen Fachwerkhaus bis
zur imposanten Burg – sie sind Teil
unserer Heimat und Geschichte. Ihr
Erhalt liegt im öffentlichen Interesse und
erfordert gezielte Unterstützung.

Das private Denkmaleigentum gilt es in
allen städtebaulichen Angelegenheiten
zu berücksichtigen. Die Gesetzgebung
darf Denkmäler nicht allein auf ihre
Erinnerungsfunktion reduzieren, son-
dern muss deren Öffnung für neue
Nutzungen ermöglichen. Um den
Denkmalschutz zu stärken, fordern wir
eine Erhöhung der finanziellen Mittel
und eine Vereinfachung des Zugangs zu
Förderprogrammen. Eigentümer be-
nötigen ausreichende Unterstützung,
um notwendige Sanierungs- und
Erhaltungsmaßnahmen durchführen zu
können. Das Denkmalschutzsonder-
programm der Beauftragten der Bundes-
regierung für Kultur und Medien muss
auch zukünftig unbedingt erhalten
bleiben und über ausreichende Mittel
verfügen.

Zusätzlich bedarf es einer Verbesserung
steuerlicher Anreize, um Investitionen in
den Denkmalschutz attraktiver zu
gestalten. Dazu gehört insbesondere die
Ausweitung von Abschreibungsmög-
lichkeiten für Sanierungskosten. Die
aktuell bestehenden steuerlichen
Vergünstigungen, wie die Absetzbarkeit
von Erhaltungsmaßnahmen nach
Genehmigung durch die Denkmalschutz-
behörde, sind ein wichtiger Schritt,
reichen aber nicht aus, um die finanzielle
Belastung der Eigentümer angemessen
zu reduzieren.

Bei Maßnahmen zur energetischen
Verbesserung und zum Erhalt von
Denkmälern wünschen wir uns mehr
Möglichkeiten für den Einsatz moderner
Materialien, sofern diese die Substanz
oder das Erscheinungsbild des Denkmals
nicht beeinträchtigen. Denkmäler
müssen nutzbar bleiben, denn nur ein
genutztes Denkmal wird geheizt,
gelüftet, bewohnt und erhalten.

Bei der Umsetzung der EU-Vorgaben im
Bereich Klimaschutz und energetischer
Ertüchtigung müssen die Besonder-
heiten von Denkmälern durch
Ausnahmevorschriften berücksichtigt
werden. Aufgrund der tatsächlichen
Gegebenheiten und denkmalrechtlicher 

Privates Denkmaleigentum stärken – 

Kulturerbe sichern
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Restriktionen können Baudenkmäler
niemals zu Null-Emissions-Häusern
werden. Eine Anpassung der CO₂-
Abgabe wäre hier sachgerecht. Es reicht
nicht, wenn der Vermieter eines
Denkmals von der Abgabe befreit wird,
diese aber vollständig auf den Mieter
umgelegt werden kann. Das Wohnen in
einem Denkmal ist bereits weniger
attraktiv als im Neubau. Steigende
Kosten durch die CO₂-Abgabe
verschärfen dieses Problem. Eine
vollständige Streichung der CO₂-Abgabe
für Denkmäler – zumindest des
Vermieteranteils – wäre daher sinnvoll.

Auch bei der Umsetzung der EPBD-
Richtlinie in deutsches Recht mahnen
wir eine Ausnahme für Denkmäler an.
Diese muss entsprechend der Regelung
im GEG in deutsches Recht
aufgenommen werden und sollte neben
den in der Denkmalliste stehenden
Denkmälern auch solche Gebäude
einschließen, die zwar nicht offiziell
unter Schutz stehen, aber denselben
technischen und tatsächlichen An-
forderungen unterliegen wie Denkmäler.

Darüber hinaus muss die Inter-
essenvertretung privater Denkmal-
eigentümer gestärkt werden. Wegen
ihres überwiegenden Anteils am
baukulturellen Erbe sollten ihre Belange
sowohl auf Bundesebene, etwa durch
das Deutsche Nationalkomitee für
Denkmalschutz (DNK), als auch auf
Länderebene, etwa durch Denkmalräte,
stärker berücksichtigt werden.
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